
Antrag DZ-07: Freiwilligendienste zukunftsfähig ausgestalten 
Antragsteller*in: AWO Bezirksverband Baden e.V.
Status: angenommen
Sachgebiet: DZ - Demokratie & Zivilgesellschaft

 1 Die Bezirkskonferenz fordert den AWO Bundesverband e.V. auf, sich auch künftig auf 
 2 bundespolitischer Ebene dafür einzusetzen, dass die Freiwilligendienste 
 3 bedarfsgerecht ausgebaut, attraktiv ausgestaltet und anhand eines Rechtsanspruchs 
 4 verlässlich und auskömmlich f㘶nanziert werden. 

Begründung
Freiwilligendienste sind an verschiedenen Stellen ein Gewinn. Sie ermöglichen den überwiegend jungen 
Menschen, sich beruf㘶ich zu orientieren und persönlich weiterzuentwickeln. Die Freiwilligen tragen durch 
ihr Engagement zu einem solidarischen Miteinander bei und stärken den sozialen Zusammenhalt. Der 
Einsatz bei älteren Menschen, Kindern, hilfsbedürftigen und sozial benachteiligten Gruppen ermöglicht 
einen Einblick in unterschiedliche Lebenswelten, weckt durch den Perspektivenwechsel Verständnis für 
diese und kann künftiges ehrenamtliches Engagement fördern.  

Gleichzeitig sind Freiwilligendienste in vielen Fällen das zentrale Instrument der Nachwuchs- und 
Personalgewinnung für die Einrichtungen und Dienste. Durch die Möglichkeit, Felder der sozialen Arbeit 
kennenzulernen, weisen sie den Weg in soziale Berufe. Viele junge Menschen entscheiden sich nach ihrem 
Freiwilligendienst für eine Ausbildung oder ein Studium im sozialen Bereich, zum Teil sogar dann, wenn 
sie zunächst ganz andere beruf㘶iche Pläne hatten.  

Angesichts des zunehmenden Fach- und Arbeitskräftemangels im sozialen Kontext war die Ankündigung 
der Mittelkürzung in den Freiwilligendiensten durch den Bund für das Haushaltsjahr 2025 umso 
unverständlicher.  

Um eine größere Zahl an Menschen für den sozialen Bereich gewinnen zu können, bedarf es stattdessen 
einer Ausweitung der Freiwilligenplätze. Dies kann gelingen anhand der folgenden drei Maßnahmen, auf 
die sich die verbandlich organisierte Zivilgesellschaft und Freiwilligendienste-Zentralstellen verständigt 
haben:  

Die Einführung eines Rechtsanspruchs auf einen Freiwilligendienst. Hier handelt es sich nicht um einen 1. 
individuellen Rechtsanspruch von Interessierten auf einen Platz, sondern um den Anspruch auf 
Förderung jeder Freiwilligenvereinbarung durch den Bund ohne Begrenzung von Kontingenten bzw.  der 
Fördermittel.  

Ein vom Bund f㘶nanziertes existenzsicherndes Freiwilligengeld auf Niveau des BAföG-Höchstsatzes, 2. 
damit der Dienst für alle möglich wird, unabhängig von den f㘶nanziellen Ressourcen des Elternhauses.  

Eine individuelle Einladung und Beratung aller jungen Menschen nach dem Schulabschluss zur 3. 
Möglichkeit eines Freiwilligendienstes, um Informationsdef㘶zite diesbezüglich zu reduzieren.  

Diese Weiterentwicklung des bestehenden Systems der Freiwilligendienste hin zu einem Recht auf einen 
Dienst verringert die bisherigen Zugangshürden, erschließt neue Zielgruppen und sichert eine verlässliche 
und auskömmliche Finanzierung. Somit kann der Grundstein für eine Kultur selbstverständlicher 
Freiwilligkeit gelegt werden, von der alle prof㘶tieren – die Freiwilligen, die Einsatzstellen und die dort 
betreuten Menschen sowie die Gesellschaft insgesamt.  
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